
F R E I T A G , 3 0 . D E Z E M B E R 2 0 1 1 N R . 3 0 3 S E I T E A 9WIRTSCHAFT

NACHRICHTEN
.................................................................................................................

Preise sind 2011 um
2,3 Prozent gestiegen
Wiesbaden. Die Verbraucher-
preise in Deutschland sind in
diesem Jahr um 2,3 Prozent
gegenüber dem Vorjahr gestie-
gen. Preistreiber waren dabei
vor allem stark steigende
Energie- und Kraftstoffkosten,
teilte das Statistische Bundes-
amt unter Berufung auf vor-
läufige Ergebnisse mit. Die
Teuerung verliert den Zahlen
zufolge aber an Schwung. 2010
hatten die Verbraucherpreise
im Schnitt lediglich 1,1 Prozent
zugelegt. afp

Skandal bei Fahndung
nach Steuersündern
Athen. Zwei Spezialisten der
Athener Staatsanwaltschaft
für große Steuerhinterzieher
sind wegen „Interventionen“
bei ihrer Arbeit zurückgetre-
ten. Zu Akteuren oder Einzel-
heiten äußerten sie sich jedoch
nicht. Finanzminister Evange-
los Venizelos und sein Justiz-
Kollege Miltiadis Papaioannou
riefen die beiden Staatsanwäl-
te auf, jene zu nennen, die
Druck auf sie ausgeübt haben.
Die Steuerhinterziehung ist ei-
ner der Hauptgründe für die
dramatische Finanzlage Grie-
chenlands. dpa

Autofahrer gewöhnen
sich an E10-Sprit
Hamburg. Knapp ein Jahr nach
der Einführung des Biosprits
E10 geben die deutschen Auto-
fahrer offenbar langsam ihre
Vorbehalte gegen den neuen
Treibstoff auf. Beim Bran-
chenriesen Shell wählten in-
zwischen 20 Prozent der Ben-
zinkunden E10 sagte Shell-
Sprecher Axel Pommerenke.
Marktführer Aral liegt nach
Brancheninformationen bei 15
bis 20 Prozent. Nach amtli-
chen Zahlen kommt E10 dage-
gen erst auf knapp über zehn
Prozent am gesamten Benzin-
verkauf. dapd

Industrie beklagt
häufige Stromausfälle
Düsseldorf. Die Industrie klagt
über zunehmende Stromaus-
fälle in Deutschland infolge
des Atomausstiegs. Die be-
schleunigte Energiewende ha-
be „zu bedenklichen Qualitäts-
verlusten bei der Stromversor-
gung“ geführt, zitierte das
„Handelsblatt“ den Vorstands-
vorsitzenden des Verbandes
der Industriellen Energie- und
Kraftwirtschaft (VIK), Volker
Schwich. In der Industrie kön-
nen bereits Stromunterbre-
chungen im Millisekundenbe-
reich zu erheblichen Prob-
lemen führen. dapd

Solarstrom-Erzeugung
hat stark zugelegt
Berlin. Solaranlagen in
Deutschland haben 2011 mehr
als 18 Milliarden Kilowatt-
stunden Strom erzeugt. Das
sind 60 Prozent mehr als im
Vorjahr, teilte der Bundesver-
band Solarwirtschaft mit. Da-
mit decke die Solarenergie et-
wa drei Prozent des deutschen
Stromverbrauchs. Ein Grund
für den Zuwachs sind sinkende
Kosten für Solartechnik. dpa
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Herr Sommer, gibt es etwas, wo-
rauf der DGB im zu Ende gehen-
den Jahr stolz sein kann?
Sommer: Wir haben 2011 viel er-
reicht. Den Gewerkschaften ist
es gelungen, das Thema Glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit
auch in die Politik zu tragen.
Hier muss jetzt der Gesetzgeber
handeln. Zum anderen haben
wir dafür gesorgt, dass der Wi-
derstand gegen einen gesetzli-
chen Mindestlohn auch in der
CDU bröckelt. Und wir haben
dazu beigetragen, das Land in
der Euro-Krise zu stabilisieren.

Das Wirtschaftswachstum 2012
soll sich stark abschwächen. Was
bedeutet das für die Lohnpolitik
der Gewerkschaften?
Sommer: Warten wir es doch
erst mal ab. In der Vergangen-
heit waren die Prognosen fast
immer falsch. Wir verlassen uns
auf das, was wir aus den Betrie-
ben wissen. Dort ist die Auf-
tragslage nach wie vor gut. 

Viele Arbeitslose rutschen offen-
bar direkt in Hartz IV, weil sie
vorher zu wenig verdient haben.
Waren die Gewerkschaften in
den Tarifkämpfen zu zahm?
Sommer: Nein, man darf nicht
Ursache und Wirkung verwech-
seln. Die Ursache für diese Ent-
wicklung ist die Schaffung des
Niedriglohnsektors im Rahmen
der Agenda 2010. Das war eine
rein politische Entscheidung.
Deshalb können wir das auch
nur politisch bekämpfen.

Was heißt das konkret?

Sommer: Die Antwort auf den
Niedriglohnsektor ist der Min-
destlohn. Die Antwort auf den
Missbrauch der Leiharbeit ist
das Prinzip „Gleicher Lohn für
gleiche Arbeit“. Die Antwort auf
unsichere Arbeitsverhältnisse
ist eine unbefristete, sozialver-
sicherte Beschäftigung. Kurz-
um, wir brauchen eine neue
Ordnung der Arbeit, die solche
Verwerfungen verhindert.

Zahlreiche Tarifverträge liegen
unter den Branchenmindestlöh-
nen. Dafür sind doch auch die
Gewerkschaften verantwortlich.
Sommer: Fest steht, dass viele
dieser Tarifverträge von
Scheingewerkschaften abge-
schlossen wurden.

Aber Branchengewerkschaften
im DGB waren auch dabei.
Sommer: Das stimmt vereinzelt.
Als ich noch ein junger Gewerk-
schafter war, galt die unum-
stößliche Lehre, jeder Tarifver-
trag ist besser als gar keiner. Das

stimmte auch – bis die Löhne
im vergangenen Jahrzehnt mil-
lionenfach auf Hungerniveau
gedrückt wurden, gesetzlich
und durch die Tarifflucht vieler
Arbeitgeber. Deshalb muss der
gesetzliche Mindestlohn jeden
darunter liegenden Lohn außer
Kraft setzen, also auch Tariflöh-
ne.

Trotz erheblichen Widerstands
wird die Rente mit 67 wie geplant
ab 2012 schrittweise eingeführt.
Wie wollen die Gewerkschaften
darauf reagieren?
Sommer: Da gibt es mehrere
Möglichkeiten. In Tarifver-
handlungen werden wir versu-
chen, die Situation der Betroffe-
nen im Rahmen betrieblicher
Rentensysteme zu verbessern.
Wir werden aber auch weiter
dafür kämpfen, dass die Rente
mit 67 nicht eingeführt, min-
destens aber ihre Einführung
ausgesetzt wird. Der Zug rollt
zwar, aber man kann falsche Ge-
setze durch richtige Gesetze

korrigieren. Wir sind zu flexib-
len Lösungen bereit. 

Herr Sommer, bei der SPD sto-
ßen Sie mit Ihren Forderungen
auf viel Sympathie. Sind SPD
und DGB jetzt wieder ein Herz
und eine Seele?
Sommer: Nein. Wir sind in ver-
schiedenen Punkten einer Mei-
nung. Aber das gilt auch im Hin-
blick auf die Grünen. Und wir
haben Berührungspunkte zur
CDU. Ich freue mich, dass sich
die großen Parteien den Themen
der Gewerkschaften annähern,
sie aufgreifen und weiterführen.

Können die Sozialdemokraten
auf gewerkschaftliche Unter-
stützung im nächsten Bundes-
tagswahlkampf zählen?
Sommer: Die SPD kann damit
rechnen, dass die Gewerkschaf-
ten Forderungen vertreten, die
möglicherweise auch die ihren
sind. Aber wir werden weder
Wahl- noch Koalitionsempfeh-
lungen geben.

„Wir brauchen eine neue Ordnung“
DGB-Chef Michael Sommer über Mindestlöhne und Rente mit 67

Der Vorsitzende des DGB, Mi-
chael Sommer, macht sich für ei-
ne „neue Ordnung der Arbeit“
stark, um den Niedriglohnsektor
und die Leiharbeit einzudäm-
men. Im Gespräch mit unserem
Berliner Korrespondenten Ste-
fan Vetter kündigt er auch wei-
teren Widerstand gegen die
Rente mit 67 an.

DGB-Chef Sommer sieht den wachsenden Niedriglohnsektor in Deutschland mit Sorge. FOTO: DAPD

Wiesbaden. Viele Tarifverträge
in Deutschland schreiben nach
wie vor Stundenlöhne fest, die
deutlich unter dem Niveau der
bislang vereinbarten Mindest-
löhne liegen. Im Konditoren-
handwerk in Bayern etwa be-
ginnt der Tarifverdienst bei
5,26 Euro je Stunde, wie das
Statistische Bundesamt gestern
mitteilte. Auch Fleischer in
Sachsen (6,00), Gärtner in
Brandenburg (6,46) und Mitar-
beiter im Hotel- und Gaststät-
tengewerbe (6,29) erhalten bis-
weilen weniger als 6,50 Euro je
Stunde.

Die niedrigen Tarifverdienste
gelten nach Angaben der Statis-
tiker vor allem für gering quali-
fizierte Beschäftigte. Aber auch
Fachkräfte verdienten in eini-
gen Branchen vergleichsweise
wenig: Der tarifliche Anfangs-
verdienst für Bäcker- und Kon-
ditorengesellen liege in Meck-
lenburg-Vorpommern bei 6,97
Euro und für Beschäftigte mit
bestandener Gesellenprüfung
im Friseurhandwerk in Schles-
wig-Holstein bei 7,00 Euro.

Derzeit gelten in Deutschland
in zehn Brachen – darunter vier
Baubranchen – allgemeinver-
bindliche Mindestlöhne. Nach
den Daten des Bundesamtes
liegt der Mindestlohn im frühe-
ren Bundesgebiet bei Wäsche-
reidienstleistungen und größ-
tenteils im Wach- und Sicher-
heitsgewerbe bei weniger als
8,00 Euro je Stunde. In den
neuen Ländern werden 8,00
Euro bei der Gebäudereinigung
und in der Pflegebranche unter-
schritten.

Die Acht-Euro-Marke setzte
das Bundesamt wegen der
jüngsten Vereinbarung für die
Zeitarbeitsbranche an: Für die
etwa 900 000 Beschäftigten der
Zeitarbeitsbranche gilt ab 1. Ja-
nuar 2012 ein Mindestlohn. Er
liegt bei 7,01 Euro in Ost-
deutschland und 7,89 Euro im
Westen. dpa

Viele Tarife
niedriger als
Mindestlohn

Nano-Teilchen statt Schwermetalle
Saarbrücker Nanotechnologie-Unternehmen Nano-X entwickelt rußfreien Dieselkatalysator

Saarbrücken. Verglichen mit ge-
wöhnlichen Abgas-Reinigungs-
anlagen ist dieser Dieselkatalysa-
tor kostengünstiger in der Her-
stellung, verbrennt Rußpartikel
bei niedrigeren Temperaturen
und ist frei von Schwermetallen.
„Und er funktioniert. Das haben
Tests bewiesen", sagt Reimund
Krechan von Nano-X, einem in
Güdingen angesiedelten Unter-

nehmen der chemischen Nano-
technologie. Der schwermetall-
freie Dieselkatalysator ist das
jüngste Produkt von Nano-X.

Beim Reinigen der Abgase
kommen gemeinhin katalytische
Metalle zum Einsatz, etwa Palla-

dium oder Platin. Die sind nicht
nur teuer, sondern belasten auch
die Umwelt. „Katalysatoren mit
unserer Nano-Beschichtung
kommen ohne diese Metalle aus“,
erläutert Entwickler Gerald
Frenzer. In den Laboren des Un-
ternehmens Nano-X, das der
Elektroingenieur Reimund Kre-
chan 1999 gemeinsam mit dem
Chemiker Stefan Sepeur gegrün-
det hat, haben Forscher eine
weltweit patentierte, nur wenige
Atomlagen dünne Beschichtung
entwickelt, die Ruß, Schmutz und
Geruch zersetzt. Partner bei der
Entwicklung des neuartigen Ab-
gasreinigungssystems war der
Autozulieferer Elring-Klinger.

Seit Juni dieses Jahres sind die
ersten Katalysatoren zunächst in
Baumaschinen im Serienbetrieb
eingebaut, da deren Motoren mit
weniger hohen Drehzahlen ge-
fahren werden. Wird die nächste
Testphase erfolgreich abge-
schlossen, wird, so Krechan, „un-
ser Produkt in Lkw und später

auch in Pkw eingebaut“ – ein rie-
siger Markt würde sich öffnen.

Der Automobilbereich ist ein
wichtiges Standbein von Nano-X.
Fast die Hälfte des Umsatzes von
rund sechs Millionen Euro in
2010 kommt daher. 

50 Mitarbeiter beschäftigt Na-
no-X in Güdingen, „die Hälfte da-

von in Forschung und Entwick-
lung“. Ständig tüfteln die For-
scher an neuen Produkten, die
mit Hilfe von Nanopartikeln, also
mit Millionstel Millimeter klei-
nen Teilchen optimiert werden.
So entstehen kratzfeste Lacke,
Beschichtungen gegen Fingerab-
drücke oder Imprägnierungen

für Textilien, Hölzer, Metalle und
Steine. Mehr als 20 Marken hat
die Firma, die weltweit über 40
Patentfamilien angemeldet hat,
im Portfolio. „Dass wir so breit
aufgestellt sind und an vielen un-
terschiedlichen Forschungspro-
jekten mitarbeiten, hat uns die
Krise 2009 ohne Entlassungen
oder Kurzarbeit überstehen las-
sen“, sagt Prokurist Jörg Reck-
tenwald. Der Jurist war in den
vergangenen Monaten stark in
die Realisierung eines zukunfts-
weisenden Projektes eingebun-
den: „Wir haben uns nach ISO
9001 und ISO 14001 zertifizieren
lassen.“ Diese Qualitäts- und
Umweltmanagement-Zertifikate
signalisieren Geschäftspartnern
einen hohen Standard in wichti-
gen Unternehmensbereichen
und -abläufen. Mitte Oktober war
die Abnahme durch einen Sach-
verständigen der Dekra. „Das ist
ohne Beanstandung über die
Bühne gegangen“, sagt Reckten-
wald. tog

Ihre Rohstoffe sind Millionstel
Millimeter klein: Die Saarbrücker
Firma Nano-X veredelt mit Nano-
Technik vor allem Produkte aus
dem Automobilbereich.

Die Nano-X-Chefs Jörg Recktenwald (l.) und Stefan Sepeur hoffen auf
den Erfolg des neuen Dieselkatalysators. FOTO: BECKER & BREDEL
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Immer mehr Arbeitslose sofort in Hartz IV 
Jeder Vierte wegen geringen Gehalts sofort auf Grundsicherung angewiesen

München. Jeder vierte Beschäf-
tigte, der arbeitslos wird, ist so-
fort auf Hartz IV angewiesen. Da-
bei handelt es sich häufig um Ge-
ringqualifizierte, knapp ein Drit-
tel war zuvor als Leiharbeiter tä-
tig, berichtet die „Süddeutsche
Zeitung“ unter Berufung auf eine
Analyse der Bundesagentur für
Arbeit (BA). Die Zahl der neuen
Arbeitslosen, die direkt in die
staatliche Hartz-IV-Grundsiche-
rung absteigen, hat demnach seit
2008 deutlich zugenommen.

Wer in den letzten zwei Jahren
vor Verlust seiner Stelle mindes-
tens ein Jahr in die Arbeitslosen-
versicherung eingezahlt hat, hat
Anspruch auf Arbeitslosengeld
(ALG) I. Es wird in der Regel
zwölf Monate ausgezahlt, Lang-
zeitarbeitslose erhalten danach
Hartz IV. Die BA-Analyse ergab
nun, dass immer mehr neu ar-
beitslos Gewordene kein oder zu
wenig Geld aus der Arbeitslosen-
versicherung bekommen. „Ent-
weder war die Beschäftigungszeit

zu kurz, um Ansprüche zu erwer-
ben, oder das früher erzielte
Lohneinkommen war zu nied-
rig“, heißt es in dem Papier.

Nach Angaben der Bundesagen-
tur verloren in den vergangenen
zwölf Monaten bis Ende Novem-
ber 2011 etwa 2,8 Millionen Be-
schäftigte ihren Job. 737 000
rutschten danach sofort in das
Hartz-IV-System ab, pro Monat
waren dies 61 000. Vor drei Jah-
ren, im November 2008, waren es
monatlich noch 51 000. afp

! M E I N U N G

Schein und Sein

Statistiken können zur Auf-
klärung beitragen. Sie kön-
nen aber auch für Schwarz-

malerei sorgen. Die Studie der
Bundesagentur klingt erst einmal
dramatisch, hat aber auch einen
erfreulichen Hintergrund: Dank
des Booms am Arbeitsmarkt fin-
den immer mehr Langzeitar-
beitslose einen Job. Allerdings
nur vorübergehend, weshalb die

Zeit nicht ausreicht, um damit
einen Anspruch auf das reguläre
Arbeitslosengeld zu begründen.
Daher landen sie gleich wieder in
Hartz IV. Schein und Sein klaffen
also mitunter weit auseinander.

Der Fall zeigt aber auch, dass
dies vor allem gering Qualifizier-
te trifft, die in aller Regel auch
wenig verdienen. Antworten da-
rauf sind eine allgemeine ver-
bindliche Lohnuntergrenze so-
wie mehr Qualifizierung. Hier
aber wird der Rotstift angesetzt.

Von SZ-Korrespondent 
Stefan Vetter


